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Wir die Unterzeichneten, ausscheidende Provinzialratsmitglieder, schlagen die nachfolgend angegebenen Personen als Kandidaten für die am ….. Oktober 20….. festgelegten Provinzialwahlen im Wahldistrikt von …………………………………….vor:


Wir erlauben diesen Kandidaten, zu erklären, dass sie in Bezug auf die Verteilung der Sitze mit den Kandidaten der in den anderen Wahldistrikten vorgeschlagenen Listen eine Gruppe bilden 
.
Das Listenkürzel oder Logo
 ..........…………………… muss auf dem Stimmzettel über der Kandidatenliste stehen (2). Dieses Listenkürzel oder Logo bedeutet: ……………………………………………………………………… …………………………………………
 
Wir benennen Herrn / Frau ………………………………………………. (Name und Vorname), 
wohnhaft in ……………………………………………………………………………………………(die vollständige Anschrift des Hauptwohnorts angeben), 
um in jedem Bezirk zu bescheinigen, dass eine Kandidatenliste von uns anerkannt ist und ermächtigt wird, dieses Listenkürzel zu benutzen. Als Stellvertreter benennen wir ebenfalls 
Herrn / Frau …………………………………………………
, wohnhaft in ……………………………………………………………..
Wir benennen die Kandidaten, Herrn / Frau……………………… ………………………………………….
…………………………………………………………………………………………, .................................................................................um diese Akte zu hinterlegen.
- Die Kandidaten -
	Vorschlagsreihenfolge der Kandidaten
	Name der Kandidaten

	Vornamen
	Geburtsdatum
	Geschlecht
 
	Beruf
	Nationalregisternummer
	Hauptwohnort und Adresse

	1
	
	
	
	
	
	
	

	2
	
	
	
	
	
	
	

	3
	
	
	
	
	
	
	

	4
	
	
	
	
	
	
	


(1) Der Name des Ehepartners oder des verstorbenen Ehepartners kann vor oder nach der Identität der bzw. des verheirateten oder verwitweten Kandidatin bzw. Kandidaten stehen. Der Geburtsvorname des Kandidaten kann vom gebräuchlichen Vornamen gefolgt werden, soweit er mit einem anderen Kandidaten oder einer auf Ebene des Kreises bekannten Person nicht verwechselt werden kann. So kann der Kreisvorstand einem Kandidaten erlauben, auf dem Plakat und dem Stimmzettel einen anderen Vornamen zu benutzen, sofern die nachstehenden Regeln beachtet werden: 

1° Der Vorname, unter dem der Kandidat tatsächlich bekannt ist, ist nicht sein erster Vorname sondern ein anderer, der auf seiner Geburtsurkunde erwähnt ist: in diesem Fall erwähnt er den vollständigen Vornamen auf seiner Vorschlagsurkunde und gibt seinen Wunsch an, den gewählten Vornamen auf dem Stimmzettel drucken zu lassen;
2° Der Kandidat ist unter der Abkürzung eines seiner auf der Geburtsurkunde erwähnten Vornamen bekannt: z.B., Danny für Daniel; es wird wie für Nr. 1° vorgegangen;
3° Der Vorname, den er auf dem Stimmzettel gedruckt sehen möchte, gehört nicht zu den auf der Geburtsurkunde aufgeführten Vornamen: der Kreisvorstand lässt diesen Vornamen zu auf der Grundlage einer vom Friedensrichter, einem Notar oder Bürgermeister ausgestellten Offenkundigkeitsurkunde; der Geburtsvorname des Kandidaten wird auf dem Stimmzettel vom gebräuchlichen Vornamen gefolgt.
Es dürfen nur so viele Kandidaten vorgeschlagen werden, wie Sitze im Wahldistrikt zuzuteilen sind.
Ein Kandidat darf nicht auf mehr als einer Liste in der Provinz vorgeschlagen werden. 


Um zum Provinzialratsmitglied gewählt werden zu können, muss man:
1. Spätestens am Tag der Wahlvorschläge Belgier sein;

Die Art und Weise, wie die belgische Staatsangehörigkeit erlangt wurde (Geburt, Einbürgerung, Eheschließung, Option), spielt keine Rolle.
2. Am Tag der Wahlen das 18. Lebensjahr vollendet haben;
3. Spätestens bis zum 31. Juli 2018 im Bevölkerungsregister einer Gemeinde der Provinz eingetragen sein;
Nicht wählbar sind:
1° wem durch Verurteilung das Wählbarkeitsrecht entzogen worden ist,
2° Jene, die in Anwendung der Artikel L4121-2 und 3 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind oder deren Wahlrecht ausgesetzt wurde;
3° Wer unbeschadet der Anwendung der in den Punkten 1° und 2° erwähnten Bestimmungen verurteilt wurde, wenn auch nur mit Aufschub, wegen eines der in den Artikeln 240, 241, 243 und 245 bis 248 des Strafgesetzbuches vorgesehenen Verstöße, der in der Ausübung eines lokalen Amtes begangen wurde, wobei diese Nichtwählbarkeit zwölf Jahre nach der Verurteilung endet.
4° Wer wegen im Gesetz vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, erwähnter Straftaten oder auf der Grundlage des Gesetzes vom 23. März 1995 zur Ahndung der Leugnung, Verharmlosung, Rechtfertigung oder Billigung des während des Zweiten Weltkriegs vom deutschen nationalsozialistischen Regime verübten Völkermords verurteilt worden ist, wobei diese Nichtwählbarkeit achtzehn Jahre nach der Verurteilung endet;
5° Wer unbeschadet der Anwendung der in den Nummern 1° und 2° erwähnten Bestimmungen Verwalter einer Vereinigung zur Zeit der Taten war, aufgrund deren er wegen eines der im Gesetz vom 30. Juli 1981 oder im Gesetz vom 23. März 1995 vorgesehenen Verstöße verurteilt wurde, wobei diese Nichtwählbarkeit achtzehn Jahre nach der Verurteilung endet.

Der vorige Absatz wird nicht auf die Verwalter angewandt, die beweisen, dass sie die Tatsachen nicht kannten, auf denen die betroffene Verurteilung fußte, oder dass sie sofort ihre gesamten Ämter innerhalb der besagten juristischen Person niedergelegt haben, sobald sie Kenntnis davon gehabt haben.
6° Wer seines Mandats in Anwendung des Artikels L5431-1 verlustig geworden ist, wobei diese Nichtwählbarkeit sechs Jahre nach der Zustellung des die Amtsaberkennung feststellenden Beschlusses der Regierung oder ihres Beauftragten endet.
7° Die Polizeibeamten, gemäß Artikel 127 des Gesetzes vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes.
8° Die Mitglieder der Abgeordnetenkammer, des Senats, des Europäischen Parlaments, des Parlaments einer Region oder Gemeinschaft.
9° Die Minister und Staatssekretäre der Föderalregierung.
10° Die Mitglieder einer Regional- bzw. Gemeinschaftsregierung.
11° Die Europäischen Kommissare.
12° Der Provinzgouverneur bei seinem Austritt aus dem Amt im Laufe der zwei folgenden Jahre.
(2) In dieser Spalte geben Sie bitte M für Mann und F für Frau an.

Auf jeder der Listen darf die Differenz zwischen der Anzahl der Kandidaten eines jeden Geschlechts nicht größer als eins sein. Bei ungeraden Listen gibt es zwei Möglichkeiten:  
· Entweder den strengen Wechsel Mann/Frau oder Frau/Mann beachten;
· Oder den Wechsel Mann/Frau oder Frau/Mann beachten, mit Ausnahme der letzten beiden Kandidaten auf der Liste, die vom gleichen Geschlecht sein können. 
Die ersten zwei Kandidaten dürfen nicht demselben Geschlecht angehören.
Anmerkung:  
Das Format der Formulare muss den Eigenschaften eines jeden Wahlkreises angepasst werden. So muss (müssen) die Tabelle(n) der Anzahl der in einem gegebenen Wahlkreis zuzuteilenden Sitze angepasst werden. So müssen ebenfalls die Formulare der Wahlvorschlagserklärungen in so vielen Exemplaren benutzt werden wie Unterschriften von vorschlagenden Wählern laut dem Kodex der lokalen Demokratie verlangt werden. 
Die Formulare für die einzelnen Wahlkreise sind auf der Wahlseite unter folgender Adresse abrufbar: http://electionslocales.wallonie.be
- Vorschlagende ausscheidende Provinzialratsmitglieder -
	Nr.
	Namen und Vornamen der Provinzialratsmitglieder
	Geburtsdatum
	Geschlecht 
	Beruf
	Hauptwohnort und vollständige Adresse

	1
	
	
	
	
	

	2
	
	
	
	
	

	3
	
	
	
	
	


Wir die Unterzeichneten,
Erklären hiermit, die Vorschläge von Kandidaten auf der folgenden Liste .............................................................................. für die Wahl des Provinzialrates vom ............ Oktober 20......... zu unterstützen.
Akzeptiert / akzeptiert keine Ernennung als Parteizeuge oder Ersatzzeuge
. 

Seriennummer der Erklärung:…………………………………….
(Unterschriften)

Wir, die unterzeichneten Kandidaten, die von den scheidenden Provinzialräten vorgeschlagen werden, deren Namen in den Nominierungsunterlagen erscheinen, erklären, dass wir die uns angebotenen Kandidaturen annehmen.

Um die gemeinsame Seriennummer und das geschützte Listenkürzel, die unserer Liste zugeordnet werden sollen, zu bestimmen, erklären wir, dass wir dem Zugehörigkeitsvorschlag von (Regionalnummer) Herr/Frau…………………………………………………………………………………………………………………………zustimmen. 
Dieser Erklärung wird die Bescheinigung gemäß Artikel L4142-29 des Kodex für lokale Demokratie und Dezentralisierung beigefügt2.

Für die Bestimmung der Seriennummer, die unserer Liste zugewiesen werden soll, bitten wir, die gleiche Nummer zu erhalten, die der Liste ............................zugewiesen ist, die in der Provinzhauptstadt (Provinzialnummer) ..............................................................hinterlegt ist. Dieser Erklärung wird nach Artikel L4142-31, §1 des Kodex für lokale Demokratie und Dezentralisierung die Bescheinigung beigefügt3.
Wir behalten uns das Recht vor, uns hinsichtlich der Sitzverteilung als Gruppe mit Kandidaten aus Listen anderer Wahlkreise des Bezirks zu erklären.
Wir erklären ebenfalls, Herrn/Frau ...........................................................................................,
 Wähler (oder Kandidat), als Zeuge, und Herrn/Frau ...................................................................................,
 Wähler (oder Kandidat), als Ersatzzeuge zu ernennen, um an den von jedem Kantonsamt nach der Wahl durchzuführenden Tätigkeiten teilzunehmen:
	Kantone
	Zeugen
	Ersatzzeugen

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	


Wir verpflichten uns, die gesetzlichen Bestimmungen über die Begrenzung und Kontrolle der Wahlkosten einzuhalten und diese Kosten schriftlich zu erklären, um diese Erklärung innerhalb von dreißig Tagen nach der Wahl bei der Kanzlei des Bezirksgerichts, in dem sich das Bezirksamt befindet, abzugeben. 
Wir verpflichten uns, bei der Abgabe der Kostenaufstellung eine Erklärung über die Herkunft der Gelder beizufügen und die Identität der natürlichen Personen, die Spenden in Höhe von 125 Euro und mehr geleistet haben, zu registrieren. 
Innerhalb von 30 Tagen nach der Wahl legt der oben auf der Liste stehende Kandidat die Erklärung über die Wahlpropagandakosten der Liste sowie die Herkunft der Mittel vor und vermerkt die Identität der natürlichen Personen, die Spenden in Höhe von 125 Euro oder mehr geleistet haben.
Wir verpflichten uns, während der Wahlen und während unseres Mandats die demokratischen Grundsätze eines Rechtsstaates sowie die in der Verfassung, in der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 und im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 eingetragenen Rechte und Freiheiten zu beachten.

	Name und Vorname
	Unterschrift

	
	

	
	

	
	

	
	



Der Vorsitzende des Bezirksamtes bestätigt, dass er am ........................... .20 ...... eine Wahlvorschlagsurkunde für den Provinzialrat erhalten hat, der von Herrn/Frau ............................................eingereicht wurde.
Die Kandidaten sind
:
	Nr.
	Name der Kandidaten

	1
	

	2
	

	3
	

	4
	


· In dieser Akte behalten sich die Kandidaten das Recht vor, sich als Gruppe mit Kandidaten aus Listen anderer Wahlkreise des Bezirks zu erklären.

In der Annahmeakte behalten sie sich das Recht vor, Folgendem zuzustimmen:
· den Vorschlägen für die Aufnahme von Listen gemäß Artikel L4142-26 des Kodex für lokale Demokratie und Dezentralisierung 
Oder
· dem Vorschlag, die gleiche Seriennummer zu erhalten, die einer Liste zugewiesen wurde, die in der Provinzhauptstadt gemäß Artikel L4142-31, §1 des Kodex für lokale Demokratie und Dezentralisierung hinterlegt wurde.

Der Vorsitzende, 
(Unterschrift):
Provinzialwahlen


-


Vorstellung der Kandidaten durch die ausscheidenden Ratsmitglieder





Provinz:.................................................


Bezirk: ………………………………………………





Ausgestellt in…………………………………………………………………, den………………………………………………..20…...





Anlage 1


-


Erklärung zur Annahme von Bewerbungen





Nichtzutreffendes bitte streichen





Ausgestellt in…………………………………………………………………, den………………………………………………..20…...





Provinz:.................................................


Bezirk: ………………………………………………





Anhang 2


-


Empfangsbestätigung





Nichtzutreffendes bitte streichen





Ausgestellt in…………………………………………………………………, den………………………………………………..20…...








� Diesen Satz streichen, wenn von dem Recht, mit anderen Listen eine Gruppe zu bilden, kein Gebrauch gemacht wird.


� Das Kürzel besteht in den Initialbuchstaben entweder der gesamten Wörter oder eines Teils der Wörter, die die Bezeichnung der Kandidatenliste zusammenstellen. Es kann ein Akronym sein. Es kann ein Logogramm umfassen. Das Kürzel besteht aus höchstens zwölf Buchstaben und / oder Zahlen und höchstens dreizehn Zeichen. Bewerbern, die ein geschütztes Listenkürzel und eine gemeinsame Seriennummer beanspruchen, muss die in Artikel L4142-29 des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung vorgeschriebene Bescheinigung beigefügt werden, um in den Genuss dieser Verwendung zu kommen. Das Logo ist die graphische Darstellung des Namens der Liste.


� Diese Angabe ist nur dann auszufüllen, wenn der Wahlvorschlag vor dem Vorsitzenden des Hauptbürovorstands der Provinz stattfindet


� Die Namen der Kandidaten entnehmen Sie bitte der Gesetzgebung im folgenden Dokument.


� Das Geschlecht der Kandidaten entnehmen Sie bitte der Gesetzgebung im folgenden Dokument.





� Nichtzutreffendes bitte streichen


� Die Bezeichnung Herr oder Frau einkreisen.


2 und 3 Kandidaten, die eine Nominierungsunterlage an den Vorsitzenden des provinzialen Hauptamtes hinterlegen, können dieser Akte ein Dokument mit dem Listenkürzel oder Logo ihrer politischen Partei sowie dem vollständigen Namen und der Adresse der Person und ihres Stellvertreters beifügen, die in dieser Liste benannt sind, um in jedem Sektor zu bestätigen, dass eine Liste von Kandidaten von dieser politischen Partei anerkannt wird.


� Vor- und Nachname enthalten die Angabe: Herr oder Frau.


� Falls notwendig abhaken.
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